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Bekämpfung der Arbeitslosigkeit durch 
Verkürzung der Lebensarbeitszeit?
Winfried Schmähl, Berlin

Es scheint weitgehend Übereinstimmung darüber zu bestehen, daß wirtschaftliches Wachstum allein die 
Arbeitslosigkeit kurz- und mittelfristig nicht so stark reduzieren kann, wie es gesellschaftspolitisch er­
wünscht ist. Deshalb sollen Arbeitszeitverkürzungen einen Teil dieser Aufgabe übernehmen. Art und Aus­
maß dieser rein defensiven Strategie sind allerdings umstritten. Professor Winfried Schmähl analysiert die 
Probleme, die die besonders häufig vorgeschlagene Verkürzung der Lebensarbeitszelt mit sich bringen 
würde.

ARBEITSZEITVERKÜRZUNG

Bei allen Formen der Arbeitszeitverkürzung geht es 
darum, ein bestimmtes Arbeitsvolumen anders zu 

verteilen. Das Arbeitsvolumen kann aber nicht ohne 
weiteres als eine gegebene Größe angesehen werden, 
sondern kann selbst durch die Form der Arbeitszeitver­
kürzung beeinflußt -  im Zweifel reduziert -  werden. Be­
trachtet man Arbeit als homogenes Gut oder wendet ei­
ne Durchschnittsbetrachtung an, so kann das Arbeits­
volumen in zwei Komponenten zerlegt werden:

□  die Zahl der Arbeitenden und

□  die durchschnittliche Arbeitszeit (in Stunden).

Die erste Komponente kann durch Arbeitszeitverkür­
zung in Form eines früheren Ausscheidens aus dem Er­
werbsleben durch Senkung des Rentenalters sowie 
durch eine spätere Aufnahme der Erwerbstätigkeit 
durch längere Ausbildung beeinflußt werden. Der zwei­
te Faktor verändert sich vor allem bei Verkürzungen der 
wöchentlichen Arbeitszeit, Ausweitung verschiedener 
Formen der Teilzeitbeschäftigung, Verlängerung des 
Urlaubs sowie bei anderen Formen der Unterbrechung 
der Erwerbstätigkeit während des Jahres. All dies sind 
zugleich auch Formen der Verkürzung der Lebensar­
beitszeit, verstanden als die Summe der Arbeitszeit, die 
im Verlaufe des Lebenszyklus erbracht wird. In der 
deutschen arbeitsmarktpolitischen Diskussion wird al­
lerdings der Begriff der „Verkürzung der Lebensarbeits­
zeit“ in der Regel gleichgesetzt mit einem früheren Aus­
scheiden aus dem Enwerbsleben.

Einige Zeit schien es in der Bundesrepublik geradezu 
große Koalitionen über die Parteigrenzen hinweg in der

Prof. Dr. Winfried Schmäh!, 41, lehrt Volkswirt­
schaftslehre am Institut für Finanzen, Steuern und 
Sozialpolitik -  Fachrichtung Sozialpolitische For­
schung -  an der Freien Universität Berlin.
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Auffassung zu geben, daß die faktische Herabsetzung 
des Rentenalters ein wichtiges und auch geeignetes 
Mittel zur Senkung der Arbeitslosigkeit sei. Es ist freilich 
nicht auszuschließen, daß sich nach der Entscheidung 
der IG Metall, in erster Linie eine Verkürzung der Wo­
chenarbeitszeit (35-Stunden-Woche) anzustreben, in 
der Bundesrepublik die Akzente in dieser Frage ver­
schieben. Dagegen wurde in Frankreich im Frühjahr 
dieses Jahres aus arbeitsmarktpolitischen Gründen be­
reits eine Senkung des Rentenalters realisiert'.

Die Frage, ob ein früheres Ausscheiden älterer Ar­
beitnehmer sowohl unter volkswirtschaftlichen als auch 
unter sozialen und humanitären Gesichtspunkten weni­
ger bedenklich ist als die Arbeitslosigkeit junger Men­
schen, kann hier im einzelnen nicht behandelt werden^. 
Vielmehr geht es im folgenden um einige andere wichti­
ge Aspekte einer solchen Form der Verkürzung der Le­
bensarbeitszeit, und zwar um

□  ihre arbeitsmarktpolitische Bedeutung im Vergleich 
zu anderen Formen der Arbeitszeitverkürzung:

□  ihre Beurteilung nicht nur unter kurz- und mittelfristi­
gen, sondern auch längerfristigen Aspekten:

□  ihre Kombination mit Formen der Teilzeitbeschäfti­
gung.

In Politik und Wissenschaft werden verschiedene Mo­
delle des früheren Ausscheidens aus dem Erwerbsle­
ben diskutiert. Sie können vereinfacht unter den Begrif-

' Vgl. Gerhard B u c z k o : Die Herabsetzung des Rentenalters in 
Frankreich, in; Die Angestelltenversicherung, 29. Jg. (1982), S. 134 fl.; 
sowie d e r s :  Die französische Zusatz-Altersversicherung und ihre 
Reform zum 1. 4. 1983, in: Die Angestelltenversicherung, 30. Jg. 
(1983), S. 190-198.

* Verschiedene Aspekte des vielschichtigen Problems werden erwähnt 
in Winfried S c h m ä h l :  Ein gefährliches Projekt; Arbeit oder Rente-  
das ist mehr als nur ein Beschäftigungsproblem, in: Rheinischer Merkur/ 
Christ und Welt, Nr. 33,13. August 1982, S. 10.
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ARBEITSZEITVERKÜRZUNG

fen „Vorruhestandsregelungen“ und „Senkungen der 
Altersgrenze in der Rentenversicherung“  ̂zusammen­
gefaßt werden.

Vorruhestandsregelungen sollen nach der Auffas­
sung ihrer Befürworter die Rentenversicherung finan­
ziell nicht belasten, sondern durch eine Kombination 
aus Lohnverzicht der Arbeitnehmer, Kostenübernahme 
durch die Arbeitgeber im Rahmen des Produktivitäts­
fortschritts und Einsparungen bei der Bundesanstalt für 
Arbeit (vor allem beim Arbeitslosengeld) möglichst ko­
stenneutral finanziert werden. Die Realisierung dieses 
Konzepts auf kostenneutralem Wege erscheint aller­
dings wenig realitätsnah, da bei geringem Wirtschafts­
wachstum und niedrigen Lohnabschlüssen der Spiel­
raum für mögliche Lohnverzichte zugunsten älterer Ar­
beitnehmer und die Möglichkeiten einer kostenneutra­
len Finanzierung durch die Arbeitgeber sehr begrenzt 
sind. Außerdem hängen die Kosten, insbesondere für 
die Bundesanstalt für Arbeit, nicht nur von der Inan­
spruchnahme dieser Möglichkeit sowie der Rate der 
Wiederbesetzung freiwerdender Arbeitsplätze (und der 
Lohnstruktur der Arbeitnehmer) ab, sondern auch da­
von, ob Arbeitskräfte, die als „Ersatz“ eingestellt wer­
den, vorher Leistungsempfänger der Bundesanstalt wa­
ren oder nicht.

Für die Bundesanstalt ist mit Mehrausgaben zu rech­
nen. Deren Finanzierung führt zur Minderung des ver­
fügbaren Realeinkommens der Privathaushalte (im Fal­
le von Steuer- und Beitragserhöhungen) sowie Erhö­
hung der Lohnkosten (insbesondere bei Beitragsanhe­
bungen), denn einer Verschuldung des Bundes für die­
sen Ausgabenzweck dürften große Widerstände entge­
genstehen. Kostenerhöhungen und Minderungen des 
verfügbaren Einkommens verringern aber den ange­
strebten Entlastungseffekt auf dem Arbeitsmarkt''.

Höherer Finanzbedarf

Durch die Schaffung solcher Vorruhestands-Möglich- 
keiten dürfte sich aber auch der Druck auf den Arbeit­
nehmer verstärken, die Altersrente früher zu beanspru­
chen. Dies steigert wiederum den Finanzbedarf der 
Rentenversicherung. Die Beitragszahlungen für die 
Vorruhestands-Rentner an die Rentenversicherung 
sind kein Ausgleich dafür. Diese Zahlungen verhindern 
nur das Absinken der Rentenzahlungen für die vorzeitig 
ausgeschiedenen Arbeitnehmer. Inanspruchnahme 
und Kosten solcher Regelungen hängen stark von der

Ausgestaltung der Maßnahmen ab. insbesondere da­
von, welche Lohnersatzrate (Relation der Rente zum 
letzten eigenen Lohn unter Berücksichtigung abgabe­
rechtlicher Regelungen) erreicht wird.

Dies gilt auch für den Fall einer Senkung der Alters­
grenze in der Rentenversicherung. Grundsätzlich ist da­
mit ein höherer Finanzbedarf der Rentenversicherungs­
träger verbunden, und zwar auch dann, wenn versiche­
rungsmathematische Abschläge von der Rentenhöhe 
vorgenommen werden. Denn solche versicherungsma­
thematischen Abschläge sind nicht etwa für die Renten­
versicherung kostenneutral, sondern nur für die Rent­
ner, die früher ausscheiden (Kostenneutralität im 
Längsschnitt, aber nicht im Querschnitt)^ Durch versi­
cherungsmathematische Abschläge wird der zusätzli­
che Finanzbedarf für die Rentenversicherung -  vor al­
lem längerfristig -  zwar gemindert, aber nicht beseitigt. 
Die Phase des finanziellen Mehrbedarfs erstreckt sich 
über etwa 40 Jahre -  wenn auch mit relativ abnehmen­
dem Gewicht. Es wären dann Erhöhungen des Bei­
tragssatzes und/oder des Bundeszuschusses erforder­
lich. Diese hätten aber die bereits erwähnten arbeits­
marktpolitisch nicht erwünschten Effekte (Kostenstei­
gerungen, Minderung der verfügbaren Einkommen). 
Dies gilt um so mehr, je geringer die Abschläge von der 
Rentenhöhe sind, die vorgenommen werden.

Übersicht 1

Abschläge t Renten- Inanspruch- K ostender Beschättl- 
vonder i minderung nähme Inanspruch-gungseftekt
Rentenhöhe I nähme

niedrig

hoch

gering hoch hoch gering
(wegen

Kosteneffekt)

hoch gering niedrig gering
(wegen

Inanspruch­
nahme)

Je höher aber die Abschläge® sind und je geringer 
folglich die vorgezogenen Renten im Vergleich zum 
Lohn sind, um so weniger wird freiwillig von dieser Mög­
lichkeit Gebrauch gemacht werden. Um so geringer ist

 ̂ Einen IJberblick vermittelt: Minister für Arbeit, Gesundheit und Sozia­
les des Landes Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): Modelle zur Arbeitszeit­
verkürzung und Arbeilsverteilung. Düsseldorf 1983.

‘  Die insgesamt zu erwartenden kreislaufmäl3igen Auswirkungen von 
Verkürzungen der Arbeitszeit sind allerdings schwer abschätzbar.

 ̂ Während gegenwärtig die Rente nur um die „fehlenden" Beitragsiah- 
re gemindert ist, kommt bei versicherungsmathematischen Abschlägen 
noch ein zusätzlicher Faktor hinzu, der die längere Rentenlaufzeit be­
rücksichtigt. Vgl. ausführiich dazu Winfried S c h m ä h l :  Flexible Al­
tersgrenze, Senkung des Rentenniveaus und laufende Rentenzahlun­
gen, in: Jahrbuch für Sozialwissenschaft. Bd. 23 (1972), S. 75-87. Eine 
neuere quantitative Analyse wurde vorgelegt von Horst-Wolf M ü l ­
l e r :  Zur Herabsetzung der Altersgrenze, in: Deutsche Rentenversi­
cherung. Heft 2/1983, S. 89-117.

® Es werden versicherungsmathematische Abschläge von der Renten­
höhe von über 6 % pro Jahr diskutiert. Vgl. H.-W. M ü l l e r ,  ebenda; 
sowie Helmut K a l t e n b a c h :  Früher in Rente mit versicherungs­
mathematischen Abschlägen?, in: Die Angestelltenversicherung, 28. 
Jg. (1981), S. 484 ff.
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dann aber auch der den Arbeitsmarkt entlastende Ef­
fekt. Die starke Inanspruchnahme der flexiblen Alters­
ruhegelder, die durch das Rentenreformgesetz von 
1972 eingeführt wurden, ist eine Folge der geringen 
Rentenminderung, die die vor dem 65. Lebensjahr aus­
scheidenden Rentner gegenwärtig hinzunehmen ha­
ben^. Bei versicherungsmathematischen Abschlägen 
ist eine derartig hohe Inanspruchnahme nicht zu erwar­
ten. Übersicht 1 faßt die hier erörterten Aspekte zusam­
men.

Schaffung neuer Probleme

Die Einführung versicherungsmathematischer Ab­
schläge würde zugleich eine völlige Neuregelung der 
Bedingungen erfordern, zu denen ab einem bestimmten 
Zeitpunkt Renten in Anspruch genommen werden kön­
nen, denn sonst wäre es ja naheliegend, in andere Ren­
tenarten „auszuweichen“ , bei denen solche hohen Ab­
schläge nicht vorgenommen werden®.

Allgemein wird sich bei der Schaffung neuer Möglich­
keiten des früheren Ausscheidens der gesellschaftliche 
und betriebliche Druck auf solch ein Ausscheiden aus 
dem Erwerbsleben zeitlich vorverlagern. Die Grenze für 
das „Altsein“ wird vorverlegt. Ältere Arbeitnehmer blei­
ben nach wie vor eine arbeitsmarktpolitische Problem­
gruppe, nur beginnen die Probleme bereits in früherem 
Lebensalter. Von einer Freiwilligkeit der Inanspruch­
nahme solcher Regelungen kann bei einer Arbeits-

'  Die Inanspruchnahme der flexiblen Altersgrenzenregelung liegt bei 
etwa 80 % der Berechtigten. Vgl. H.-W. M ü l l e r ,  a.a.O., S. 113.

® Vorgezogenes Altersruhegeld wegen Arbeitslosigkeit, Erwerbs- und 
Bemfsunfähigkeitsrenten, aber auch vorgezogenes Altersruhegeld ab 
dem 60. Lebensjahr für Frauen wegen Aufgabe der Beschäftigung. Die 
Diskussion über eine Angleichung der Altersgrenzen für Frauen und 
Männer macht gleichfalls die Vielschichtigkeit des Problems deutlich. In 
komplexen Alterssicherungssystemen -  wie der gesetzlichen Renten­
versicherung -  kann häufig nicht einfach eine Bedingung isoliert verän­
dert werden, ohne daß Folgeanpassungen erforderlich werden.

’  Es gibt also nicht den Weg, den der Abgeordnete Kleinert, Marburg 
(Die Grünen), in der Debatte über die Regierungserklärung Anfang Mai 
1983 anvisierte: „Wir sind darüber hinaus (d. h. zu der vor allem gefor­
derten Verkürzung der Wochenarbeitszeit, d. Verf.) durchaus auch für 
die Verkürzung der Lebensarbeitszeit, aber nicht auf dem Weg, den Sie 
hier Vorschlägen. Wir sind dagegen, daß das durch Einkommensver­
zicht finanziert wird.“ Zitiert nach „Das Parlament", Nr. 20/21 vom 
21 ./28. Mai 1983, 8 .8 .

Die von Bäcker und Naegele präferierte Finanzierungsalternative zur 
Deckung des Finanzbedarfs einer Herabsetzung der flexiblen Alters­
grenze auf 60 Jahre ohne versicherungsmathematische Abschläge, 
nämlich die Arbeitgeber verstärkt zur Finanzierung heranzuziehen 
durch Umbasienjng der Beitragszahlungen („Maschinensteuer“) ver­
kennt allerdings, daß angesichts der vermutbaren Überwälzungspro­
zesse nicht die Unternehmungen oder die Unternehmer, sondern in be­
sonderem Maße die Bezieher niedriger Einkommen und größere Fami­
lien einkommensmäßig durch eine solche Finanzierungsmethode bela­
stet werden (regressive Belastungsverteilung). Gerhard B ä c k e r ,  
Gerhard N a e g e l e :  Früher Inden Ruhestand, aber wie?, in: Sozia­
ler Fortschritt, 1983, hier S. 83. Vgl. kritisch dazu Winfried 
S c h m ä h l :  Veränderungen der Bemessungsgrundlage des Arbeit­
geberanteils in der Rentenversicherung aus verteilungspolitischer 
Sicht, Arbeitspapier Nr. 91, Sonderforschungsbereich 3 (Frankfurt und 
Mannheim). Erscheint in Kürze in H.-K. H a n s m e y e r :  Staatsfinan­
zierung im Wandel (Schhften des Vereins für Socialpolitik), Berlin 1983.

marktsituation wie der gegenwärtigen nur sehr begrenzt 
gesprochen werden. Freiwilligkeit und Kostenneutralität 
im Interesse des angestrebten arbeitsmarktpolitischen 
Erfolges schließen sich gegenseitig weitgehend aus.

Verkürzungen der „Lebensarbeitszeit“ sind ohne Ein­
kommensverzichte irgendwelcher Personen bzw. 
Gruppen nicht zu haben®. Möglichenweise wird durch ei­
ne weitere Verkürzung der Lebensarbeitsphase auch 
die Tendenz zu vermehrten Aktivitäten in der Schatten­
wirtschaft verstärkt, sowohl durch den Wunsch älterer 
Menschen nach zusätzlichem Einkommen als auch 
durch finanzielle Belastungen'“ .

Langfristige Aspekte

Ist der arbeitsmarktpolitische Erfolg einer Verkürzung 
der „Lebensarbeitszeit“ bereits als sehr begrenzt anzu­
sehen, so sollte darüber hinaus eine solche Maßnahme 
auch unter längerfristigen Aspekten beurteilt werden. 
Im Verlaufe der letzten Jahrzehnte ist eine stetige Ver­
kürzung der Lebensarbeitsphase durch längere Ausbil­
dung und früheres Rentenalter eingetreten. Vor 20 Jah­
ren wurden noch vier von fünf Altersrenten in der ge­
setzlichen Rentenversicherung an Rentner gezahlt, die 
nach dem 65. Lebensjahr aus dem Erwerbsleben aus­
schieden. Heute ist es genau umgekehrt: vier von fünf 
Altersrentnern scheiden vor dem 65. Lebensjahr aus".

Es ist hinlänglich bekannt, daß sich die Altersstruktur 
der Bevölkerung -  u. a. aufgrund der rückläufigen Ge­
burtenhäufigkeit und der verlängerten Lebenserwar­
tung -  im Verlauf der nächsten Jahrzehnte drastisch 
verändern wird: Heute kommen etwa 36 alte Menschen 
auf 100 Personen im erwerbsfähigen Alter (setzt man 
dieses auf den Zeitraum zwischen dem 18. und dem 60. 
Lebensjahr fest). In 50 Jahren werden es etwa doppelt 
so viele alte Menschen sein. Die Relation von Rentnern 
zu Beitragszahlern dürfte sich sogar noch stärker erhö­
hen, bis auf etwa einen Rentner je Beitragszahler’ .̂

Daraus resultieren beträchtliche Finanzierungspro­
bleme im Alterssicherungssystem, die nicht allein durch 
Belastungen für die Rentner aufgefangen werden kön­
nen. Selbst wenn es z. B. gelingt, Nettorenten und Net­
tolöhne in Zukunft etwa parallel zueinander steigen zu

"  Vgl. hierzu VDR-Informationen 3/83 vom 12. 4. 1983. Analysen zu 
solchen Veränderungen finden sich in Martin K e r w a t : Der Renten­
zugang in der Angestelltenversicherung im Jahre 1982, in: Die Ange­
stelltenversicherung, 30. Jg. (1983), S. 187-190;C. O r s i n g e r :  Der 
Rentenzugang im Jahre 1979 -  ein Spiegel der demographischen Si­
tuation, in:DieAngestelltenversicherung,27. Jg.(1980): Richard M ö r ­
s c h e l ,  Uwe R e h f e I d : Untersuchungen der Rentenzugänge im 
Zeitablauf, Teil II, in: Deutsche Rentenversicherung, 29. Jg. (1982) 
S. 448 ff.

Vgl. Elke L ü b e c k :  Die demografische Komponente bei der Fi- 
nanzienjng der Rentenversicherung, in: Deutsche Rentenversiche­
rung, 2-3/1983, S. 134-147.
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lassen, werden Abgabenerhöhungen notwendig'^. Die­
se Finanzierungsprobleme würden aber durch ein frü­
heres Ausscheiden aus dem Erwerbsleben noch be­
trächtlich verstärkt. Aus solchen Überlegungen heraus 
hat der Gesetzgeber in den Vereinigten Staaten in die­
sem Jahr beschlossen, das Rentenalter ab dem Jahre 
2009 stufenweise um 2 Jahre bis auf 67 Jahre heraufzu­
setzen'“.

Eine Verlängerung der Lebensarbeitsphase würde 
auch in der Bundesrepublik die Finanzsituation der 
Rentenversicherung in starkem Maße verbessern. Um 
es an einem Beispiel zu verdeutlichen; Würde etwa ge­
gen Ende der 90er Jahre schrittweise das Rentenalter 
von jetzt im Durchschnitt 60 Jahren im Verlaufe von 20 
bis 25 Jahren um 5 Jahre -  also auf 65 Jahre -  herauf­
gesetzt, dann würden Beitragssätze von 20-21 % 
selbst bei völlig unverändertem Leistungsrecht in der 
Rentenversicherung ausreichen. Anderenfalls wären 
Beitragssätze von etwa 35 % erforderlich'®. Eine sol­
che Ausdehnung der Lebensarbeitsphase erscheint 
derzeit geradezu utopisch. Aber selbst wenn in dem an­
gegebenen Zeitraum das Rentenalter nur um 2 Jahre -  
also von 60 auf 62 Jahre im Durchschnitt -  angehoben 
werden könnte, würde dies bereits einen um 6 Prozent­
punkte geringeren Beitragsansfieg ermöglichen (also 
im Maximum auf rund 30 %, stets unter der Annahme, 
daß keinerlei andere Maßnahmen ergriffen werden).

Wird dagegen das Rentenalter durch die jetzt disku­
tierten Maßnahmen weiter reduziert, so wird es politisch 
bereits sehr schwer werden, den gegenwärtigen Stand 
-  also ein Durchschnitts-Rentenalter von 60 Jahren -  
überhaupt wieder zu erreichen. Um wieviel schwerer 
wird es dann aber, die Altersgrenze über den heutigen 
Stand hinauszuschieben! Würde das Rentenalter im 
Durchschnitt bereits 2 Jahre früher als gegenwärtig ein­
setzen (also mit dem 58. Lebensjahr), so wären ceteris 
paribus im Maximum der Belastung um das Jahr 2030 
Beitragssätze von etwa 42 % erforderlich. Übersicht 2 
vermittelt für das Jahr 2030 bei gegebenem Rentenni­
veau einen Eindruck von dem erforderlichen Beitrags­
satz in Abhängigkeit von der unterschiedlichen Länge 
der Lebensarbeitsphase.

Rentenalter und Arbeitsmarkt

Nicht nur als Instrument zur Minderung und Vertei­
lung von Kosten im Bereich des sozialen Sicherungssy­
stems ist eine verlängerte Lebensarbeitsphase von In­
teresse, sondern in längerfristiger Perspektive auch un­
ter arbeitsmarktpolitischem Aspekt, wenn sich aufgrund 
vor allem der demographischen Verschiebungen eher 
ein Mangel an qualifizierten inländischen Arbeitskräften

340

Übersicht 2 
Im Jahre 2030 erforderlicher Beitragssatz' 

in der gesetzlichen Rentenversicherung bei 
unterschiedlich langer Lebensarbeitsphase 

Beitragssatz 1983 =  18%

Erforderlicher
Beitragssatz

Beginn 
der Erwerbs­
tätigkeit

Durchschnittliches 
Rentenzugangsalter 
in Jahren

' Unterstellt wurde eine Bevölkerungsentwicklung gemäß Modellva­
riante I des Statistischen Bundesamtes (insbes. Annahme, daß die Net­
toreproduktionsrate des Jahres 1978 unverändert bei 0,627 bleibt). Vgl. 
Bundestags-Drucksache 8/443.

abzeichnet'®. Damit würde zugleich der Druck auf eine 
neuerliche Zuwanderung ausländischer Arbeitskräfte 
gemildert. Dabei wäre es aber wünschenswert, wenn es 
gelänge, den Übergang vom Erwerbsleben in den Ru­
hestand nicht nur -  wie bisher -  zeitlich flexibler zu ge­
stalten, sondern ihn auch schrittweise zu vollziehen und 
nicht -  wie heute die Regel -  abrupt einsetzen zu las­
sen. Dies könnte durch Kombination von Teilzeitarbeit 
mit dem Bezug einer Teilrente realisiert werden. Hiermit 
würde den Bedürfnissen vieler älterer Arbeitnehmer, 
aber auch den betrieblichen Interessen an einer Weiter-

Vgl. zu dem gesamten Problembereich Winfried S c h m ä h l :  Auf­
gaben zukünftiger Alterssicherungspolitik, in; Die Angestelllenversiche- 
rung,30.Jg. (1983), S. 53-66.

'* Vgl. Bundesarbeitsblatt 5/1983, S. 29-30.

Diese Berechnung basiert auf einem sehr vereinfachten Modellbei­
spiel, bei dem der erforderliche Beitragssatz der Rentenversichemng 
entsprechend der Entwicklung des Altenquotienten (Personen im Alter 
von 60 Jahren und mehr zu Personen im erwerbsfähigen Alter, also zwi­
schen dem 18. und 60. Lebensjahr) fortgeschrieben wurde.

Zur längerfristigen Arbeitsmarktsituation vgl. Wolfgang K I a u- 
d e r :  Arbeitsmarktperspektiven bis 2000, in: Die Angesteiltenversi- 
chenjng, 30. Jg. (1983), S. 66-74; sowie die Hinweise auf unterschiedli­
che Positionen zu dieser Frage bei W. S c h m ä h l :  Aufgaben zu­
künftiger Alterssichenjngspolitik, a.a.O.
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beschäftigung qualifizierter Arbeitskräfte entsprochen. 
Eine solche Regelung würde wohl auch Anstöße zu ei­
ner Schaffung entsprechender Teilzeit-Arbeitsmöglich­
keiten geben'^

Teilzeitarbeit vorzuziehen

Die vermehrte Schaffung von Teilzeitarbeitsplätzen 
wäre auch gegenwärtig als Form der Arbeitszeitverkür­
zung ohne Lohnausgleich der Verkürzung der Lebens­
arbeitszeit als arbeitsmarktpolitische Maßnahme vorzu­
ziehen, da sie mit weitaus geringeren Kosten verbun­
den ist und hinsichtlich der betrieblichen Realisierung 
wohl auch flexibel gehandhabt werden kann. Diese 
Form der Arbeitszeitverkürzung würde eher mit Freiwil­
ligkeit vereinbar sein. Um sie zu realisieren, bedarf es 
aber der Bereitschaft auf seiten der Arbeitgeber sowie 
der Gewerkschaften'®.

Wenn sich die Gewerkschaften zum Fürsprecher von 
mehr Arbeitszeitflexibilisierung und Teilzeitarbeit ma­
chen würden, um damit auch deren gesellschaftliche 
Bedeutung hervorzuheben, würde wohl auch auf seiten 
der Arbeitgeber mehr Phantasie bei der Schaffung von 
Teilzeitarbeitsplätzen angeregt werden'®. Hierin könnte 
ein wichtiger Beitrag zur Bewältigung des Problems der 
Arbeitslosigkeit liegen^.

Je mehr es gelingt, bereits jetzt eine Flexibilisierung 
der Arbeitszeiten zu erreichen, um so leichter ist auch 
die Einführung eines gleitenden Ausscheidens aus dem 
Erwerbsleben. Nach den 90er Jahren sollte dabei ver­
stärkt versucht werden, die Ausgestaltung von Teilrente 
und Teilzeitbeschäftigung für eine Verlängerung der Le­
bensarbeitsphase zu nutzen. Hierbei sind dann vielfälti­
ge sozialversicherungsrechtliche und steuerliche Rege­
lungen mit zu berücksichtigen.

Zusammenfassung

Die Verkürzung der Lebensarbeitsphase ist -  vergli­
chen mit anderen Formen der Arbeitszeitverkürzung, 
insbesondere flexibleren Arbeitszeitregelungen und der 
Schaffung von Teilzeitarbeitsmöglichkeiten -  arbeits­
marktpolitisch ein wenig geeignetes Instrument, um die 
Arbeitslosigkeit spürbar zu mindern.

Verkürzungen der Lebensarbeitszeit durch früheres 
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben erschweren län­
gerfristig die Finanzierung des sozialen Sicherungssy­
stems erheblich. Wünschenswert wäre demgegenüber

Die Diskussion über Teilzeitarbeitsplätze bezog sich lange Zeit fast 
ausschließlich auf Arbeitsplätze für Frauen. In jüngerer Zeit haben sich 
hier Wandlungen ergeben. Vgl. z. B. J. P. R I n d e r s p a c h e r 
(Hrsg.): Neue Arbeitszeitregelungen -  Auswirkungen auf Arbeitsmarkt 
und Arbeitsleben -  Wissenschaftszentoim Berlin, 11 VG/dp 18/221 (hek- 
tographiert).

eher eine stufenweise Verlängerung der Arbeitsphase 
etwa ab dem Ende der 90er Jahre. Dies dürfte auch den 
dann entstehenden Arbeitsmarkterfordernissen ent­
sprechen.

Die Ablehnung eines früheren Ausscheidens aus 
dem Enwerbsleben als Instrument zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit heißt also nicht, ökonomisch und gesell­
schaftspolitisch die Notwendigkeit einer Minderung der 
Arbeitslosigkeit zu verkennen. Allerdings sollten durch 
jetziges Handeln nicht sich bereits abzeichnende künfti­
ge Probleme zusätzlich verschärft werden, zumal dann, 
wenn dieses Handeln zur Bewältigung aktueller Proble­
me von fraglichem Erfolg ist. Deshalb sind andere Wege 
zur Bewältigung der aktuellen Probleme erforderlich. 
Hinsichtlich der Formen der Arbeitszeitverkürzung heißt 
dies vor allem, verstärkte Teilzeitarbeitsmöglichkeiten 
zu schaffen.

Die Verkürzung der Arbeitszeit ist jedoch eine defen­
sive Strategie zur Verteilung eines gegebenen, durch 
Arbeitszeitverkürzung vielleicht noch weiter schrump­
fenden Arbeitsvolumens. Vielfach wird dabei auch nicht 
berücksichtigt, daß Arbeit kein homogenes Gut ist, son­
dern daß die Unterschiede in der Qualifikation der Ar­
beitskräfte sowie in der Struktur von Arbeitslosen und 
freiwerdenden Arbeitsplätzen -  nach Branchen und Re­
gionen, Berufen und Fähigkeiten -  den erhofften Be­
schäftigungseffekt beträchtlich reduzieren können, ins­
besondere dann, wenn nicht ein hohes Maß an Mobilität 
gegeben ist. Es bedarf aber auch einer offensiven Stra­
tegie der Schaffung zusätzlicher Arbeitsmöglichkeifen, 
sofern man nicht der These anhängt, daß der Gesell­
schaft die Arbeit ausgehe. Zugleich ist damit die Not­
wendigkeit realen Einkommenswachstums verbunden, 
nicht nur im Interesse beschäftigungspolitischer Ziele, 
sondern auch, um strukturelle Wandlungen, die sich 
nicht zuletzt aus demographischen Veränderungen er­
geben, in einer gesellschaftlich noch als tolerierbar an­
gesehenen Weise -  und somit unter Wahrung des so­
zialen Friedens -  bewältigen zu können.

Für einen Überblick über Argumente von Arbeitgeber- und Arbeit­
nehmerseite zur Teilzeitarbeit vgl. Andreas H o f f :  Arbeitsmarktentla­
stung durch Ermöglichung freiwilliger Teilzeitarbeit, in: Thomas 
K u t s c h .  Fritz V i l m a r  (Hrsg.): Arbeitszeitverkürzung -  Ein Weg 
zur Volltjeschäftigung?. Opladen 1983, S. 221-242.

In seinem Wochenbericht 16/83 (S. 217) betont auch das DlW: „Die 
Diskussion in der Öffentlichkeit sollte sich auf solche Vorschläge kon­
zentrieren. die zu einem zusätzlichen Angebot von Teilzeitarbeitsplät­
zen führen. Setzte man als Zielgröße eine mittelfristige Reduzierung der 
Zahl der Arbeitslosen auf etwa eine Million, also auf etwa 4 v H. der Ar­
beitnehmer. so wären -  über Wirtschaftswachstum und Neuregelung 
der Artieitszeit -  Arbeitsplätze lür 1,5 Millionen Arbeitslose bereitzustel­
len. Auf die Ausdehnung der Teilzeitarbeit könnte dabei etwa eine Mil­
lion entfallen."

“  Über Möglichkeiten und Grenzen der öffentlichen Förderung von 
Teilzeitarbeit vgl. das gleichnamige Arbeitspapier von R. W e i t z e l ,  
A. H o K  (unter Mitarbeit von H. C o n r a d  i ):Wissenschaftszentnjm 
Berlin. IIMV/Arbeitsmarktpolitik. Diskussionspapier 81/8.
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